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Was mit den ersten Auslandseinsätzen deutscher Soldaten spontan begann, ist inzwischen Routine und in einigen Fällen – 
wie Afghanistan – sogar zu einem zentralen Element von Planung und Umsetzung geworden: die parallele Durchführung 
ziviler Hilfsprojekte durch zivile Hilfsorganisationen oder die Bundeswehr selbst, die Integration ziviler und militärischer 
Aktivitäten in Krisenregionen. Deutschland ist dabei kein Sonderfall. Fragen der zivil-militärischen Zusammenarbeit 
beschäftigen Streitkräfte und zivile Hilfsorganisationen in vielen Ländern. Zahlreiche Akteure, von den Vereinten Nationen 
bis zur Welthungerhilfe, haben Konzepte zur zivil-militärischen Zusammenarbeit diskutiert und verabschiedet. 

Viele Beispiele aus Krisenregionen belegen, dass das Verhältnis zwischen Soldaten und zivilen Helfern schwierig ist. Die 
Organisationsstrukturen sind inkompatibel, die Organisationskulturen sind gegensätzlich. Auch wenn das Ziel, Konflikt-
nachsorge und Wiederaufbau zu fördern, von den Akteuren geteilt wird, unterscheiden sich Zwischenziele und Instru-
mente, mit denen diese erreicht werden sollen. Soldaten sollen die Lage stabilisieren, notfalls auch durch Anwendung 
militärischer Gewalt, die zivilen Helfer sollen die Lebensbedingungen der Bevölkerung verbessern, insbesondere die Armut 
vermindern. 

Instrumente der zivilen Hilfe können aber nicht nur für das Zwischenziel eingesetzt werden, den Schwächsten in der Ge-
sellschaft zu helfen, sie lassen sich auch darauf ausrichten, Unterstützung für das Zwischenziel Stabilisierung zu organisie-
ren. Zivile Hilfsmaßnahmen erhöhen die Legitimation des Einsatzes in der jeweiligen Region und zu Hause und verbessern 
die Motivation der Soldaten. Auch und gerade in militärischen Kreisen ist Allgemeingut, dass mit militärischen Mitteln 
allein nirgendwo Frieden geschaffen werden kann, dass Soldaten deshalb auf den Erfolg ziviler Instrumente der Konflikt-
nachsorge und des Wiederaufbaus angewiesen sind, um ihren Auftrag erfüllen zu können.

I.	 Problemaufriss

Insbesondere in prekären Sicherheitslagen wird zivile 
Hilfe, die sich militärischen Zielen unterordnet, als Teil 
eines umfassenden Konzeptes der Aufstandsbekämp-
fung attraktiv, aber auch problematisch. Dieser Ansatz 
ist historisch nicht neu, er wurde als counterinsurgency 
(COIN) in den 1950er Jahren durch die britischen Streit-
kräfte entwickelt und unter anderem von den US-ameri-
kanischen Streitkräften im Vietnam-Krieg angewandt. In 
den letzten Jahren ist das US-Verteidigungsministerium 
durch Kontrolle über zivile Hilfe – vor allem im Irak und 
in Afghanistan – mit einem Anteil von 20% an der offizi-
ellen US-amerikanischen Entwicklungshilfe zu einem der 
wichtigsten Geber weltweit geworden. 

Die Ausrichtung ziviler Hilfe, von Versorgung mit Nah-
rungsmitteln bis zu Kleinkreditprogrammen, auf militä-
rische Ziele konfligiert allerdings mit den grundlegenden 
Zielen und Prinzipien der humanitären Hilfe und der 
Entwicklungszusammenarbeit: dem Ziel der Abschaf-
fung von Armut und dem Prinzip der Neutralität. Zivile 
Hilfsorganisationen stehen deshalb der Ausweitung der 
zivil-militärischen Kooperation skeptisch gegenüber.

In der Praxis der Konfliktnachsorge und des Wiederauf-
baus können sich Soldaten und zivile Helfer aber nicht 
ignorieren, wenn sie in den gleichen Regionen aktiv sind. 
Auch für die zivilen Helfer kann die Zusammenarbeit mit 
den Soldaten attraktiv sein, etwa wenn sie nicht über aus-
reichend Fahrzeuge verfügen, um der Bevölkerung Hilfe 
zu bringen, das Militär diese aber zu stellen bereit und 
in der Lage ist. Streitkräfte, denen es gelingt, durch ihre 
Präsenz einen prekären Frieden zu stabilisieren und ein 
sicheres Umfeld für politischen, gesellschaftlichen und 

wirtschaftlichen Wiederaufbau zu schaffen, können damit 
unter bestimmten Voraussetzungen die Arbeit der zivilen 
Helfer verbessern, denn wo die Sicherheitslage schlecht 
ist, kann zivile Hilfe nur eingeschränkt wirken. Gemein-
sames Vorgehen ist für den Erfolg der Bemühungen um 
Konfliktnachsorge und Wiederaufbau daher förderlich.

Die Konzepte von Staaten und Organisationen für die 
zivil-militärische Zusammenarbeit stammen in der Re-
gel von militärischen Akteuren. Sie müssen, damit sie für 
die praktische Arbeit handhabbar werden, zu einer Reihe 
von Fragen Stellung beziehen:

Unterordnung oder parallele Ar•	 beit. Sollen zivile oder mi-
litärische Akteure das Sagen haben? Oder geht es nur 
um Koordination? 

Weitgehende Distanzierung versus enger Kontakt•	 . Sollen 
sich Soldaten wie zivile Helfer auf die jeweils andere 
Seite, mit ihren weitgehend fremden Organisations-
strukturen und -kulturen, Regeln und Verfahren ein-
lassen oder lieber Aufwand an Zeit und Energie sparen 
und auf Distanz bleiben? 

Professionalität versus Defizit-Kom•	 pensation. Sollten zivile 
Aufgaben nur von professionellen zivilen Organisatio-
nen durchgeführt werden oder auch von Soldaten? 

Ziel dieses SEF-Policy Papers ist es, auf der Grundlage 
eines Überblickes über Kontexte, Konzepte und Erfah-
rungen zivil-militärischer Zusammenarbeit deutschen, 
europäischen und anderen internationalen Akteuren in 
Krisen- und Nachkriegsregionen Empfehlungen für die 
Praxis zu geben.



II.	 Kontexte zivil-militärischer Kooperation

Zivile und militärische Akteure müssen in einer Vielzahl 
von Konstellationen Positionen zu den eingangs skizzier-
ten Dilemmata finden. Dabei werden hier drei Dimensi-
onen unterschieden: 1) die Situation vor Ort in der Kri-
senregion; 2) Ebenen der Koordination; 3) Arten ziviler 
Instrumente.

1.	 Zwischen „Blauhelmeinsatz“ und Krieg

Die Sicherheitslage in einer Krisenregion beeinflusst die 
Interessenlagen und das Verhalten aller Beteiligten. Sol-
daten sind insbesondere dann an einer Kooperation mit 
zivilen Hilfsorganisationen interessiert, wenn die Sicher-
heitslage schlecht ist. Dann ist es besonders wichtig, In-
formationen von zivilen Helfern zu erhalten, die häufig 
über bessere lokale Kenntnisse verfügen als die Soldaten, 
und die Unterstützung der Bevölkerung zu gewinnen, 
um die Ausbreitung von Gewalt zu verhindern. Zivile 
Hilfsorganisationen hingegen sind in Zeiten, in denen 
das ausländische Militär potenziell oder aktuell Kriegs-
partei ist oder auch nur von relevanten Gruppen in der 
lokalen Gesellschaft als solche gesehen wird, besonders 
wenig geneigt, mit dem Militär zusammen zu arbeiten. 
Denn diese Zusammenarbeit rückt die zivilen Helfer 
selber in die Nähe einer Kriegspartei. Sie gefährdet die 
Sicherheit der Mitarbeiter, macht den Kontakt zur loka-
len Bevölkerung schwieriger und kann zu Angriffen auf 
Projekte führen und damit auch das Leben der Menschen 
gefährden, die von diesen Projekten profitieren. Die zu-
nehmende Zahl der Angriffe auf zivile Helfer in Afgha-
nistan ist ein Beispiel dafür.

Ein wichtiges Prinzip für die Entscheidung über Distanz 
und Nähe zwischen Zivilisten und Militärs sollte es sein, 
niemanden zu schädigen, weder die eigenen Mitarbei-
ter noch die lokale Bevölkerung. Das Prinzip des „do 
no harm“ ist in anderem Kontext – EZ als Ursache von 
Konflikten – entwickelt worden, ist aber auch für die 
zivil-militärische Zusammenarbeit hilfreich. Humanitäre 
Organisationen sind dabei in einer besonders kniffligen 
Situation. Das Ziel, Menschen in größter Not mit Nah-
rungsmitteln und medizinischer Versorgung zu helfen, 
kann möglicherweise nur mit militärischer Unterstützung 
in Form von Transportmitteln oder Konvoibegleitung 
erreicht werden – gleichzeitig sind humanitäre Hilfsor-
ganisationen besonders darauf angewiesen, Neutralität 
gegenüber allen Konfliktparteien zu wahren. In solchen 
Situationen kann es deshalb im Interesse der notleiden-
den Bevölkerung sein, die Versorgung der Bevölkerung 
dann den Soldaten zu überlassen, wenn die Gefährdung 
für die zivilen Helfer zu groß ist.

2.	 Von der Entscheidungsfindung bis ins Feld

Soldaten vor Ort in der Krisenregion haben ein besonders 
großes Interesse an zivil-militärischer Zusammenarbeit. 
Sie können dadurch Informationen über die Stimmung 
in der Bevölkerung gewinnen, zugleich können sie ver-
suchen, zivile Hilfsmaßnahmen so zu steuern, dass ihre 
Präsenz die Unterstützung der Bevölkerung erhält. Auf 
höheren Ebenen der Entscheidungsfindung sinkt das 
Interesse der Militärs, sich mit zivilen Organisationen 
einzulassen. Sie müssen fürchten, dass ihre Maßnahmen 
von zivilen Organisationen hinterfragt oder gar domi-
niert werden. Schließlich sind die grundlegenden Ziele, 
um die es in Nachkriegssituationen geht – politischer, 
gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Aufbau – im Kern 
zivile Ziele. Das Interesse ziviler Organisationen ist ten-
denziell gegenläufig. Sie haben ein starkes Interesse, an 
der Entscheidungsfindung über militärische Einsätze auf 
höchster Ebene beteiligt oder zumindest vor einem mili-
tärischen Einsatz dazu gehört zu werden. So können sie 
den Einsatz beeinflussen. Hingegen sinkt ihr Interesse 
an Kooperation vor Ort, da hier das Risiko hoch ist, von 
den Militärs instrumentalisiert zu werden und die eige-
nen Mitarbeiter durch die Nähe zu den Streitkräften zu 
gefährden. 

Effektive und effiziente Hilfe für die Menschen in den 
Krisenregionen wird, wie die Erfahrung zeigt, durch ge-
genseitige Information und Koordination der Einsätze 
wahrscheinlicher. Denn nur so kann gesichert werden, 
dass es nicht zur gegenseitigen Behinderung der Arbeit 
kommt und dass die vorhandenen Mittel effizient einge-
setzt werden.

Empfehlung

Intensität und Art der zivil-militärischen Zusammenarbeit müs-
sen je nach Sicherheitslage unterschiedlich gestaltet werden. 
Die Zusammenarbeit muss insofern kontextabhängig sein. Die 
entscheidende Voraussetzung für gemeinsames Tätigwerden 
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Empfehlungen

	 Zivile und militärische Akteure sollten sich grundsätzlich auf 
allen Ebenen, von der Entscheidungsfindung über einen Ein-
satz bis zu konkreten Aktivitäten vor Ort, über ihre Ziele und 
Absichten informieren und ihr Vorgehen abstimmen. Diese 
Empfehlung impliziert nicht, dass der einen oder anderen Sei-
te ein Vetorecht über die Aktivitäten der anderen Seite zu-
gestanden werden sollte, aber dass Argumente ausgetauscht 
und ernst genommen werden. Zivil-militärische Zusammenar-
beit sollte durchgängig deliberativ sein, ein über alle Ebenen 
kontinuierlicher Dialog über die Interessen, Ziele und Instru-
mente der Beteiligten.

	 Zivil-militärische Koordination sollte nicht als Methode zur 
Durchsetzung der eigenen Ziele sondern als Leitmotiv ver-
standen werden. Dies erfordert ein Umdenken vieler Akteure 
bereits in den Heimatstaaten.

sollte sowohl für die militärischen wie für die zivilen Organisa-
tionen das Prinzip des „do no harm“ sein, der Vermeidung von 
Schaden für die lokale Bevölkerung wie für die Mitarbeiter von 
Hilfsorganisationen und Angehörige der Streitkräfte.
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Die zunehmende Komplexität von zivil-militärischer Zu-
sammenarbeit (ZMZ) hat zu einer Vielzahl von Konzep-
ten geführt. Verschiede Organisationen benutzen identi-
sche Begriffe, wie etwa CIMIC (Civil-Military Cooperation) 
für unterschiedliche Konzepte. Um diese Begriffsverwir-
rung etwas zu reduzieren, unterscheiden wir im Folgen-
den zwischen ZMZ im weiteren und im engeren Sinne. 
Begriffe und Konzepte der zivil-militärischen Zusam-
menarbeit sollten einheitlicher und restriktiver gehand-
habt werden. ZMZ im weiteren Sinne sollte grundsätzlich 
als ressortübergreifende Zusammenarbeit oder als zivil-
militärische Abstimmung auf strategischer Ebene be-
zeichnet werden und ZMZ im engeren Sinne als CIMIC, 
verstanden als Zusammenarbeit militärischer und ziviler 
Akteure vor Ort. 

1.	 Koordination auf hoher Ebene

ZMZ im weiteren Sinne umfasst das interne, auf mehr 
Kohärenz ausgerichtete Zusammenwirken von zivilen 
und militärischen Aktivitäten und Akteuren. Ihr liegen 
Konzepte von umfassender, vernetzter oder integrierter 
Sicherheit zu Grunde, die darauf abzielen, durch einen 
sogenannten whole of government approach oder auch joint-
up-approach mehr Kohärenz zwischen den verschiedenen 
Akteuren und Politikfeldern mit dem Ziel größerer Effek-
tivität und Effizienz zu gewährleisten. Dieser Ansatz ist 
von besonderer Bedeutung für Maßnahmen in fragilen 
Staaten. Hier muss einer Reihe von interdependenten 
Problemen wie dysfunktionale politische Institutionen, 
mangelnde Sicherheit, wirtschaftliche Unterentwicklung 
und fehlende Sozialdienste gleichzeitig begegnet wer-
den. Die Stabilisierung als Sicherheitsrisiko identifizierter 
Staaten durch externe Akteure ist ein Ziel, das in hohem 
Maße von einem abgestimmten Ineinandergreifen der 
verschiedenen Politikbereiche abhängt. Da kein einzelner 
Akteur – ob Ministerium, Staat oder internationale Orga-
nisation – in der Lage ist, alle notwendigen Fähigkeiten 
zur Verfügung zu stellen, bedarf es, so die Grundidee, 
eines integrierten Ansatzes, und zwar sowohl auf natio-
naler als auch auf internationaler Ebene. 

Vor diesem Hintergrund haben viele OECD-Staaten nati-
onale Konzepte und Instrumente entwickelt. So verfolgt 
etwa Großbritannien einen umfassenden Ansatz (Com-
prehensive Approach), der auf dem institutionalisierten 
Zusammenwirken von Außen-, Verteidigungs- und Ent-
wicklungsministerium beruht. Es handelt sich um einen 
konzeptionellen Rahmen politikfeldübergreifender Um-
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III.	Begriffe und Konzepte

3.	 Vom Schulbau bis zur Sicherheits- 
sektorreform

Zivile Helfer und Soldaten sind Spezialisten in ihren je-
weiligen Bereichen. Erfahrungsgemäß sind Spezialisten 
am ehesten in der Lage, eine Aufgabe gut zu erfüllen. 
Aber zivile Spezialisten sind in Krisenregionen nicht 
immer in ausreichender Zahl vertreten. „Quick Impact“-
Projekte im Bereich der Infrastruktur oder des Häuser-
baus lassen sich auch von Soldaten durchführen. Selbst 
wenn sie ohne genaue Kenntnisse der Situation vor Ort 
unternommen werden, können sie durchaus Unterstüt-
zung bei der lokalen Bevölkerung erzeugen. Allerdings 
haben auch solche Projekte meist mittel- und langfristige 
Konsequenzen. So hängen etwa die langfristigen Wir-
kungen von neuen Brunnen oder Schulen davon ab, wer 
die Infrastruktur wie nutzen kann und darf und ob es 
ausreichend Interesse an ihrer Erhaltung gibt. Langzeit-
analysen erfordern Kenntnisse und Erfahrungen, über 
die Soldaten in der Regel nicht verfügen. Komplexere 
Projekte, die über den Tag hinaus entwicklungsfördernd 
wirken sollen, bedürfen in jedem Fall genauerer Kenntnis 
der Verhältnisse vor Ort und guter Planung durch zivi-

le Fachleute. Es gibt allerdings auch Projekte, bei denen 
militärischer Sachverstand notwendig ist, zum Beispiel 
bei der Demobilisierung von Kombattanten und bei 
der Reform oder dem Aufbau von Streitkräften. „Quick 
Impact“-Projekte, die vom Militär durchgeführt werden, 
sollten möglichst schnell an zivile Helfer übergeben wer-
den, die sich leichter tun mit der für die Nachhaltigkeit 
so wichtigen Übergabe in die Hände nationaler und vor 
allem lokaler Akteure.

Empfehlungen

	 Zivile Projekte sollten grundsätzlich von zivilen Spezialisten 
durchgeführt werden. Das erfordert, dass die Entsendestaa-
ten für die Ausbildung und Bereitstellung einer ausreichenden 
Zahl geeigneter Spezialisten Sorge tragen müssen. 

	 Wenn Spezialisten nicht zur Verfügung stehen, wird das Prinzip 
des „do no harm“ am ehesten gewahrt, wenn Nicht-Experten 
sich auf wenig komplexe Infrastrukturprojekte (wie „Quick 
Impact“-Projekte) beschränken und dabei auf lokale Expertise 
zurückgreifen.

	 Von Projekten, deren Implikationen sie nicht einschätzen kön-
nen, sollten Soldaten absehen.

Begriffe im Umfeld zivil-militärischer Zusammenarbeit 
in Krisenregionen

ZMZ im weiteren Sinne:
Interagency cooperation (z.B. USA) 
Whole of Government Approach (z.B. OECD) 
Joint-up government (z.B. Großbritannien)
Comprehensive Approach (z.B. NATO)
Civil Military Coordination/CMCO (EU)

ZMZ im engeren Sinne
Civil Military Cooperation/CIMIC (z.B. NATO-Mitglieder)
Effects Based Approach to Operations/EBAO (NATO)
ZMZ/I und ZMZ/A (Deutschland)
Civil Military Coordination/CMCoord (VN-OCHA)
Civil Military Coordination/CIMIC (VN-DPKO)
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setzung der von der Regierung definierten politischen 
Ziele. Die prinzipiell gleichberechtigte Zusammenarbeit 
der Administrationen wird durch eine gemeinsame Ins-
titution wie die Stabilisation Unit und den Zugang zu ge-
meinsamen Finanzierungsquellen wie dem Conflict Preven-
tion Fund und dem Stabilisation Aid Fund gewährleistet. 

Auf internationaler Ebene bemühen sich beispielsweise 
die Vereinten Nationen (VN) mit der neuen Peacebuilding 
Commission einen institutionellen Rahmen zu schaffen, 
der ein koordinierteres Vorgehen bei Konfliktnachsorge 
und Wiederaufbau ermöglichen soll. Zudem entwickeln 
sie das Konzept integrierter Missionen, das auf eine bes-
sere Abstimmung der verschiedenen zivilen und militä-
rischen VN-Akteure und -Instrumente unter Leitung des 
jeweiligen Sondergesandten des Generalsekretärs abzielt. 
In der Europäischen Union (EU) wird die Herausforde-
rung interner Abstimmung unter dem Begriff Civil-Mili-
tary Coordination (CMCO) behandelt. Hier sollen sich auf 
gleicher Ebene zivile und militärische Akteure koordinie-
ren. Die NATO fasst unter ihrem Comprehensive Approach 
die Anwendung militärischer und ziviler Krisenmanage-
mentinstrumente, wobei das zielorientierte Zusammen-
wirken mit anderen Akteuren aber Effect Based Approach 
to Operations (EBAO) genannt wird.

ZMZ im weiteren Sinne ist hochkomplex und deshalb 
schwer umsetzbar. So einleuchtend die Vorstellung von 
einer umfassenden Vernetzung aller relevanten Akteure 
und Sektoren ist, so vielfältig sind die damit verbunde-
nen Probleme. Auf nationaler Ebene existieren unter-
schiedliche rechtliche oder politische Voraussetzungen. 
In Deutschland sind Versuche, das verfassungsrechtlich 
abgesicherte Ressortprinzip aufzuweichen, bisher nicht 
erfolgreich gewesen. Weder das Konzept der Koordina-
tion unter dem Banner der „zivilen Krisenprävention“ 
noch das der „vernetzten Sicherheit“ haben, trotz gegen-
teiliger Rhetorik, in der Praxis viel bewegen können. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Koalitionsvereinbarung 
von 2005 Krisenprävention ausdrücklich als einen Schwer-
punkt deutscher Außenpolitik genannt. „Diese prioritäre 
Querschnittsaufgabe“ – so heißt es dort – „erfordert die 
Zusammenführung vorhandener finanzieller und perso-
neller Ressourcen und zusätzliche Mittel.“ Im „Weißbuch 
zur Sicherheitspolitik Deutschlands und zur Zukunft der 
Bundeswehr“ von 2006 wird das Gesamtkonzept der zi-
vilen Krisenprävention als ein Baustein der „vernetzten 
Sicherheit“ bezeichnet. Der für die Koordination der ver-
schiedenen Bundesministerien zuständige Ressortkreis 
zivile Krisenprävention unter Leitung des Auswärtigen 
Amtes ist jedoch bisher für die Planung von Einsätzen 
für Konfliktnachsorge und Wiederaufbau marginal ge-
blieben. Es ist nicht einmal gelungen, einen interminis-
teriellen Fonds nach britischem Modell einzurichten. Die 
Ressorts haben ihre unterschiedlichen Perspektiven und 
Vorgehensweisen nicht überwinden können. Außerdem 
fürchten sie Macht- und Ressourcenverluste. Demgegen-
über waren die Anreize zur ressortübergreifenden Zu-
sammenarbeit deutlich zu schwach. Auf internationaler 
Ebene, etwa der Europäischen Union, sind die Probleme 
ähnlich. Sie reichen von unterschiedlichen Interessen 
über fehlende oder mangelhafte gemeinsame Planung 
und Ressourcenknappheit bis hin zu konzeptionellen 
und kulturellen Unterschieden. 

2.	 Zusammenarbeit vor Ort

ZMZ im engeren Sinne bezieht sich auf die Formalisierung 
der Zusammenarbeit militärischer und ziviler Akteure 
vor Ort. Zu unterscheiden sind dabei Konzepte von mili-
tärischen Akteuren, wofür häufig der Begriff CIMIC (Ci-
vil-Military Cooperation) verwandt wird, und Konzepte 
von zivilen Hilfsorganisation. 

CIMIC hat nach den Plänen der Mitgliedstaaten der 
NATO und der EU die Aufgabe, die vielfältigen Inter-
essen und Absichten unterschiedlicher ziviler Akteure 
(staatliche und nicht-staatliche Organisationen, relevante 

Empfehlungen 

	 Die Bundesregierung sollte einen erneuten Anlauf zur Ver-
besserung der Abstimmung zivil-militärischen Vorgehens in 
Krisensituation unternehmen. Aufbauend auf den Prinzipien 
des „Gesamtkonzepts Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung 
und Friedenskonsolidierung“ von 2001 und dem Aktionsplan 
von 2005 sollte ein Konzept erarbeitet werden, in dem sich 
zivile und militärische Akteure gleichberechtigt wiederfinden 
und das starke Anreize für die interministerielle Koordination 
bietet. Geeignet dafür ist eine hochrangige Verankerung der 
Koordination durch Benennung eines Beauftragten der Bun-
desregierung für die Krisenprävention im Auswärtigen Amt 
mit einem eigenen Stab von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, die von den zuständigen Ministerien entsandt werden, 
und eigenem Budget.

	 Parallele zivil-militärische Interventionen in Krisenregionen 
sollten auf der Grundlage einer ressortübergreifenden La-
geanalyse und einer integrierten zivil-militärischen Planung 
aller relevanten Funktionsbereiche erfolgen.

Empfehlungen

	 Der Diskussionsprozess ziviler und militärischer Akteure über 
das Verständnis zentraler Begriffe wie „Sicherheit“, „Krisen-
prävention“, „schwache Staatlichkeit“ und „Friedenskonsoli-
dierung“ sollte intensiviert werden. Forum für diesen Dialog 
sollten sowohl staatliche – etwa die Bundeswehr – wie nicht-
staatliche Stellen – etwa die politischen Stiftungen – bieten. 

	 Die Bundesregierung sollte einen erneuten Anlauf nehmen, um die 
im Vergleich offizieller Dokumente – etwa „Aktionsplan zivile Kri-
senprävention“, „Weissbuch“ – zu Tage tretenden Unterschiede 
in der Bewertung der Rollen von Soldaten und Zivilisten zu ver-
einheitlichen. Bisher – bewusst? – vage gehaltene Konzepte, wie 
etwa die des „zivil“ in der „zivilen Krisenprävention“ oder die von 
„umfassender“, „vernetzter“ oder „integrierter“ Sicherheit für 
unterschiedliche Kontexte sollten präzisiert werden.

	 Auf der Ebene der Europäischen Union sollte der zwischen-
staatliche Dialog über zivil-militärische Zusammenarbeit in 
Krisenregionen verstärkt werden. Daran sollten zivile Akteure 
intensiv beteiligt werden. Der gemeinsame Einsatz in Krisen-
regionen erfordert besser abgestimmtes, wenn auch nicht not-
gedrungen einheitlicheres Vorgehen der europäischen Akteure.
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Gruppen und Gruppierungen der Bevölkerung) zu iden-
tifizieren, abzustimmen und wenn möglich anzugleichen. 
Grundlage dafür ist die Analyse und Bewertung der Aus-
wirkungen militärischer Aktivitäten auf das zivile Um-
feld und umgekehrt. Die drei Kernaufgaben von CIMIC 
werden definiert als: 

Unterstützung der Streitkräfte, etwa durch Mitwirken •	
an der militärischen Operationsplanung und Operati-
onsführung,

Unterstützung des zivilen Umfelds, etwa durch Infor-•	
mieren und Beraten ziviler Stellen und Akteure,

Koordinierung der zivil-militärischen Beziehungen.•	

Im Mittelpunkt des Interesses militärischer Akteure an 
einer jeden CIMIC-Tätigkeit steht die Umsetzung des 
militärischen Auftrages. Die Unterstützung des zivilen 
Umfeldes etwa durch kleinere Hilfsprojekte und die In-
formationsbeschaffung durch Verbindungsstellen dient 
primär dem Schutz der militärischen Kräfte durch Erhö-
hung ihrer Akzeptanz in der lokalen Bevölkerung. 

Ein etwas anderes Verständnis von ZMZ im engeren Sin-
ne findet sich in den Vereinten Nationen. Hier geht es 
nicht um den Vorrang militärischer Ziele, sondern um 
die Abstimmung ziviler und militärischer Akteure zur 
Erreichung von Zielen, die von den VN – in der Regel 
vom Sicherheitsrat – vorgegeben sind. Auch hier ist von 
CIMIC die Rede, wobei das letzte C der Abkürzung hier 
„Coordination“ meint und nicht „Cooperation“. Je nach 
Mandat der VN-Mission können dabei zivile und mili-
tärische Akteure gleichberechtigt (Beispiel Kosovo) oder 
der zivile Vertreter höherrangig sein (Beispiel Sierra Leo-
ne). Die Organisation für die Koordinierung der Huma-
nitären Hilfe der VN (OCHA) wiederum verwendet das 
Akronym CMCoord. Unter CMCoord versteht man im 
Allgemeinen die Koordinierung von humanitärer Hilfe 
und Katastrophenhilfe, welche jeweils auf die humani-
täre Situation vor Ort ausgerichtet ist und nicht auf die 
Erreichung eines politischen oder militärischen Ziels. 

Viele zivile Hilfsorganisationen sehen in CIMIC ein rein 
oder primär militärisches Konzept. Folglich versuchen 
manche zivile Akteure sich vom Militär zu distanzieren, 
andere pochen auf eine konsequentere Beachtung des 
Subsidiaritätsprinzips. Das Internationale Komitee vom 

Roten Kreuz (IKRK) etwa kooperiert durchaus mit dem 
Militär, zum Beispiel in Form von Briefings für deutsche 
Soldaten zur Vorbereitung ihres Afghanistaneinsatzes. 
Es plädiert aber für eine strikte Trennung der Mandate 
und ihrer Umsetzung. Es spricht auch nicht von CIMIC, 
sondern bevorzugt den Begriff „Zivil-Militärische Ver-
bindungen“. Der Deutsche Entwicklungsdienst (DED) 
wiederum verfolgt eine offenere Position. Er entsendet 
einerseits Mitarbeiter in die deutschen Provincial Recon-
struction Teams (PRT), andererseits will er nicht Teil einer 
militärischen Strategie sein.

Obwohl sich die ZMZ im engeren Sinne in den vergan-
genen Jahren verbessert hat, bestehen Probleme fort. Sie 
reichen von unterschiedlichem Verständnis über Sinn 
und Zweck dieser Zusammenarbeit bei den Handelnden 
vor Ort und Fragen der Verwendung knapper Mittel über 
Schwierigkeiten bei der Abgrenzung von Aufgaben und 
Zuständigkeiten bis hin zu Problemen, die sich aus den 
unterschiedlichen Prinzipien (zum Beispiel Distanz zur 
lokalen Bevölkerung vs. Nähe), Entscheidungsprozessen 
(hierarchisch vs. horizontal), Interessenlagen (politisch 
vs. humanitär) und Zeithorizonten (kurzfristige Sicher-
heits- vs. langfristiger Entwicklungsziele) ergeben.

Empfehlung 

Das Verständnis von zivilen und militärischen Akteuren fürein-
ander sollte gefördert werden. Hierzu gehört, dass Soldaten wie 
zivile Helfer vor ihrem Einsatz gründlich über die Grundsätze 
und die praktischen Implikationen zivil-militärischer Zusam-
menarbeit geschult werden. Auch die Interessen und Ziele der 
jeweils anderen Akteursgruppe sollten vermittelt werden, woran 
deren Vertreter beteiligt sein sollten.

Empfehlung 

CIMIC sollte als Kooperation auf der Basis von gleichberechtig-
ter Partnerschaft, Komplementarität und klarer Aufgabenteilung 
verstanden werden. Die Einbindung der zivilen Bereiche in eine 
militärisch dominierte Kommandokette zwecks einheitlicher 
Missionsführung („unity of command“) sollte wegen der damit 
verbundenen Probleme nicht angestrebt werden. Vorrangig sind 
vielmehr ein gemeinsames Verständnis der Problemlage und 
koordinierte Anstrengungen aller beteiligter Akteure („unity of 
effort“).

Gemeinsame Finanzierungsinstrumente staatlicher ziviler und militärischer Akteure

Niederlande: •	 Stability Fund, seit 2004, Aufgabe: rasche Finanzierung von Aktivitäten an der Schnittstelle Sicherheit/Entwick-
lung; Leitung: Außen- und Entwicklungsministerium; Verteidigungsministerium in beratender Funktion mit Vetorecht wenn 
selbst betroffen; Umfang: 106 Mio. Euro in 2006. 		  

Kanada: •	 Global Peace and Security Fund, seit 2005, Aufgabe: rasche Finanzierung von Aktivitäten, insbesondere wenn sie außer-
halb der offiziellen Entwicklungshilfe liegen; Leitung: Friedens- und Sicherheitspool der kanadischen Regierung; Umfang: 149 
Mio. Euro für 2007/2008.       

Großbritannien: •	 Conflict Prevention Pools seit 2001, zusammengefasst im neuen Conflict Prevention Pool seit 2008; Aufgabe: Förde-
rung der ressortübergreifenden Analyse, Planung und Strategieentwicklung im Bereich Konfliktprävention und Konfliktnach-
sorge; Leitung: Außen-, Entwicklungs- und Verteidigungsministerium; Umfang: 140 Mio. Euro in 2008/2009.

Großbritannien: •	 Stabilisation Aid Fund, seit 2008, Aufgabe: rasche Finanzierung von Stabilisierungsaufgaben in unsicheren und 
gefährlichen Gebieten; Leitung: Außen-, Entwicklungs- und Verteidigungsministerium; Umfang: 243 Mio. Euro für 2008-2010.



nierungsoffiziere zu entsenden. Diese Einheiten werden 
von den Mitgliedstaaten gestellt und unterstehen wäh-
rend des Einsatzes den VN, die wiederum entsprechende 
Richtlinien zu ihrer Verwendung (Oslo-Richtlinien) erlas-
sen haben. Die MCDA kommen erst dann zum Einsatz, 
wenn die zivilen Institutionen nicht mehr in der Lage 
sind, die Folgen der Katastrophe zu bewältigen. 

Die CMCoord-Offiziere (darunter auch einer aus dem 
Militärstab der EU) bildeten mit den militärischen Kräf-
ten vor Ort Combined Support Groups oder bauten – wie 
in Thailand in der Kommandozentrale der eingesetzten 
US-Streitkräfte – eine regionale zivil-militärische Koordi-
nierungsstelle der VN auf. Diese diente als Anlaufstelle 
für Verbindungsleute etwa vom Welternährungspro-
gramm oder der Weltgesundheitsorganisation. Die zu-
nächst ablehnende Haltung der Regierung von Myanmar, 
angesichts des verheerenden Wirbelsturms im Frühjahr 
2008 internationale Katastrophenhilfe ins Land zu lassen, 
zeigt aber auch, dass militärisch gestützte Katastrophen-
hilfe politisch äußerst sensibel sein kann. So beschlossen 
die Staaten des Verbands Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN) und die EU im Juli 2008 zwar eine Verbesse-
rung der zivil-militärischen Zusammenarbeit im Bereich 
Katastrophenschutz. Zugleich wurde aber explizit betont, 
dass ein solcher Einsatz nicht erzwungen werden darf.   

Die EU verfügt durch die Europäische Kommission und 
ihre Hilfsmechanismen über große Erfahrung im Bereich 
ziviler Katastrophenhilfe. Mit dem Aufbau der Euro-
päischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
werden aber auch verstärkt Überlegungen angestellt, 
wie zivile und militärische Instrumente aus der ESVP 
genutzt werden können. So gehört die Katastrophenhilfe 
zu den zivilen Kernbereichen, für die Instrumente und 
Fähigkeiten aufgebaut werden. Seit kurzem besteht die 
Möglichkeit, dass dafür auch militärische Unterstützung 
angefordert werden kann. Ein Steuerungsgremium wur-
de eingerichtet, die Koordinierung militärischer Trans-
portmittel und die Reaktionsfähigkeit wurden verbessert 
und die wesentlichen Fähigkeiten für Katastrophenhilfe 
wie Logistik, medizinische Unterstützung oder ABC-
Abwehrfähigkeiten wurden identifiziert und in eine Da-
tenbank aufgenommen. In den Verteidigungsministerien 
der Mitgliedstaaten sind Kontaktstellen eingerichtet wor-
den, die als Ansprechpartner für Anfragen aus der EU 
dienen.

Während die EU ihre Fähigkeiten zur militärisch gestütz-
ten Katastrophenhilfe noch aufbaut, ist die NATO auf 
diesem Felde bereits seit langem aktiv. Sie steuert über 
das 1998 eingerichtete Euro-Atlantic Disaster Response 
Coordination Centre ihre Aktivitäten, etwa Einsätze bei 
Großbränden (Juli 2007 in Bosnien-Herzegowina), Über-
schwemmungen (Oktober 2006 in Algerien), Wirbelstür-
men (September 2005 in den USA), Erdbeben (Pakistan 
2005/06) und Großunfällen (Explosion einer Munitionsfa-
brik in Albanien im März 2008). Die NATO arbeitet in der 
Katastrophenhilfe seit den 1990er Jahren eng mit den VN 

Seit den 1990er Jahren haben alle in ZMZ involvierten 
Akteure, insbesondere das Militär, Lernprozesse durch-
gemacht. Sie speisen sich nicht zuletzt aus praktischen 
Erfahrungen, die in den verschiedenen Krisengebieten 
gemacht wurden. Diese zeigen zweierlei: Einerseits kann 
ganz allgemein ein intensiveres und insgesamt verbesser-
tes Zusammenwirken ziviler und militärischer Akteure 
konstatiert werden. Andererseits existieren noch zahlrei-
che Herausforderungen und Probleme. Dieser Entwick-
lungsprozess wird im Folgenden anhand dreier qualitativ 
unterschiedlicher Einsatzszenarien dargestellt: humani-
täre Katastrophenhilfe, Peacekeeping und Konfliktnach-
sorge, Aufstandsbekämpfung und Wiederaufbau.

1.	 ZMZ im Bereich internationaler 
Katastrophenhilfe

Bereits heute stellen sogenannte komplexe Notlagen und 
Großschadensereignisse eine große Herausforderung 
für zivile und militärische Planer und Einsatzkräfte dar. 
Dementsprechend werden die institutionellen Fähigkei-
ten und Mechanismen von internationalen Organisa-
tionen wie VN, NATO und EU angepasst. Seit 1992 ist 
OCHA für die Koordinierung der internationalen huma-
nitären Katastrophenhilfe zuständig. Ihre Abteilung für 
Notfalldienste ist zuständig für die Lageanalyse und die 
zivil-militärische Koordinierung. Sie führt ein Register 
potenziell verfügbarer Fähigkeiten und Mittel. 

Unmittelbar nach dem verheerenden Tsunami 2004 ent-
sandte OCHA Assessment Teams in die Region und be-
schloss zusätzlich sogenannte Military and Civil Defence 
Assets (MCDA) einschließlich zivil-militärischer Koordi-
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IV.	Erfahrungen und Herausforderungen

Oslo-Richtlinien für die Benutzung von „Military and Ci-
vil Defence Assets“ (MCDA) durch VN-Agenturen (2006)

Die Anforderung von MCDA muss durch den Humanitä-•	
ren Koordinator mit Zustimmung des betroffenen Staates 
erfolgen und ausschließlich von humanitären Kriterien 
geleitet sein.

MCDA sollten nur als letztes Mittel von humanitären •	
VN-Agenturen eingesetzt werden.

Humanitäre VN-Operationen, die militärische Fähigkei-•	
ten nutzen, müssen ihren zivilen Charakter behalten.

Militärische Mittel sollten möglichst nicht zur direkten •	
Unterstützung humanitärer Organisationen eingesetzt 
werden, um eine klare Unterscheidung zwischen beiden 
Akteuren zu ermöglichen.

Die Nutzung von MCDA sollte von Beginn an in Umfang •	
und zeitlich klar begrenzt sein und einer Exitstrategie fol-
gen, welche die Übernahme der Aufgaben durch Zivil-
personal vorsieht.

Länder die MCDA zur Unterstützung humanitärer Akti-•	
onen zur Verfügung stellen, sollten die Verhaltensmaß-
regeln der VN und die humanitären Prinzipien respek-
tieren.



und mit humanitären Organisationen wie dem Internati-
onalen Komitee vom Roten Kreuz zusammen. Sie unter-
stützt die Oslo-Richtlinien und ist Teilnehmer am MCDA-
Projekt der VN. Gleichwohl kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass Katastrophenhilfe zu politischen Zwecken 
funktionalisiert wird. So diente sie der britischen Admi-
ralität 2008 als Argument für die Beschaffung von zwei 
neuen Flugzeugträgern.

2.	 Peacekeeping und Konfliktnachsorge

Die Notwendigkeit verstärkter zivil-militärischer Zusam-
menarbeit stellt sich insbesondere bei internationalen 
Maßnahmen der Konfliktnachsorge und des Wiederauf-
baus. Diese finden in der Regel unter Bedingungen statt, 
die durch das Ende von offenen Feindseligkeiten und die 
Existenz zahlreicher politischer, psychologischer, sozialer 
und wirtschaftlicher Probleme gekennzeichnet sind. In 
der Frühphase nach einem bewaffneten Konflikt sind vor 
allem die Gewährleistung von Sicherheit und humanitäre 
Nothilfe erforderlich, danach müssen die staatlichen und 
zivilen Strukturen aufgebaut und schließlich strukturel-
le Entwicklung ermöglicht werden. Das Militär sollte bei 
diesem Prozess eigentlich nur eine subsidiäre Rolle spie-
len, das heißt nur so lange außerhalb seines militärischen 
Kernauftrags tätig sein, bis diese Aufgaben durch zivile 
Akteure übernommen werden können. Nicht selten sind 
leistungsfähige Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
bereits seit langem vor Ort. Gleichwohl entwickelt sich 
CIMIC häufig zur Langzeitaufgabe. Als Ursachen dafür 
können beispielsweise genuin militärische Interessen an 
CIMIC, das Fehlen ziviler Fähigkeiten oder die mangeln-
de Wirksamkeit der Maßnahmen angeführt werden.

Die Finanzierung von Projekten erfolgt in erster Linie 
durch zivile Träger wie das BMZ, das Auswärtige Amt, 
internationale Organisationen, private Hilfsorganisati-
onen, gelegentlich auch in Ko-Finanzierung lokaler Be-
hörden vor Ort. Die Vielfalt der CIMIC-Maßnahmen ist 
zunächst beeindruckend. So wurden beispielsweise im 
Kosovo nicht nur Häuser für Flüchtlinge gebaut, sondern 
auch Hospitäler und öffentliche Gebäude. Humanitäre 
Hilfsgüter wie Nahrung, warme Kleidung, Brennstoff, 
Medikamente und Hygieneartikel wurden verteilt. Zu-
dem wurden Sportplätze errichtet, Schulleiter ausgebildet 
und Projekte im Bereich ländliche Entwicklung umge-
setzt. Diese Aktivitäten werden von speziell ausgebildeten 
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CIMIC-Kräften geplant, durchgeführt und/oder beauf-
sichtigt, die zwar einerseits auf einen wachsenden Erfah-
rungsschatz zurückgreifen können, deren Arbeit aber an-
dererseits noch immer stark ad hoc ausgerichtet ist.

Die CIMIC-Aktivitäten tragen gewiss dazu bei, die Lage 
vor Ort in einem konkreten Bereich zu verbessern. Al-
lerdings treten auch eine Reihe von Problemen auf, die 
zum Teil struktureller Natur sind, zum Teil aus dem Ad-
hoc-Charakter der Maßnahmen resultieren. Ein Grund-
problem liegt darin, dass die Kernfunktion von CIMIC 
nicht immer deutlich wird. Einerseits steht gemäß der 
NATO-Doktrin der Schutz der eigenen Soldaten im Vor-
dergrund, andererseits wird insbesondere von deutscher 
Seite der Beitrag zum nation-building betont. Das kann 
dazu führen, dass in einem Krisengebiet unterschiedliche 
Prioritäten gesetzt werden. Eine weitere Schwierigkeit 
besteht darin, dass CIMIC mittelfristig nur Sinn macht, 
wenn die Regierungsstrukturen im Einsatzland einiger-
maßen funktionieren. CIMIC kann dazu aber kaum etwas 
beitragen. 

Ein immer wieder auftauchendes Problem ist die Koordi-
nierung mit den zahlreichen NGOs vor Ort. Verbesserun-
gen in diesem Bereich könnten Synergieeffekte etwa bei 
den Kosten und bei der Versorgung der Bevölkerung er-
möglichen, sie werden aber durch die unterschiedlichen 
Organisationskulturen und -strukturen erschwert. Die 
Bundeswehr wetteifert mit anderen Akteuren wie etwa 
internationalen Organisationen um knappe Hilfsmit-
tel, was zu Parallelstrukturen und Doppelmaßnahmen 
führen kann. Bereits laufende Projekte anderer Akteure 
werden manchmal nicht berücksichtigt, so dass es auch 
hier zu unnötigen Dopplungen kommt. Aber auch intern 
entsprechen die Maßnahmen nicht immer den übergrei-
fenden politischen oder militärischen Zielen. 

Ein weiteres Problem ist die Anpassung eines Projekts an 
das sich dynamisch verändernde lokale Umfeld und die 
dafür notwendige laufende Koordinierung mit anderen 
Interessenvertretern. Letztlich geht es hier um die Nach-
haltigkeit und die Wirksamkeit eines Vorhabens. In die-
se Rubrik gehört auch der häufige Wechsel von CIMIC-
Personal, der Erfahrungsaufbau, Vertrauensbildung und 
Zusammenarbeit erschwert. Die wirtschaftlichen Ver-
flechtungen und soziokulturellen Besonderheiten stellen 
ebenso eine Herausforderung dar wie die mangelhafte 
Absorptionsfähigkeit einer staatlichen Bürokratie oder 
einer Zivilgesellschaft. Schließlich besteht das Problem 
der Erfolgsbewertung. Unklare Kriterien, intransparente 
Kosten, mangelhafte Evaluierung und fehlendes unab-

Empfehlung 

Das Verteidigungsministerium sollte spezielle CIMIC-Richtlinien 
für Wiederaufbaumaßnahmen in Nachkriegsgesellschaften for-
mulieren. Diese sollten unter anderem beinhalten, dass das Sub-
sidiaritätsprinzip sowohl im Hinblick auf externe zivile als auch 
auf lokale Akteure strikt beachtet wird sowie kurz- und mittel-
fristige CIMIC-Projekte verstärkt mit mittel- und langfristigen 
entwicklungspolitischen Projekten abgestimmt werden.

Empfehlungen

	 Das Angebot an Ausbildung deutscher ziviler und militärischer 
Kräfte zum Koordinierungsoffizier für die Vereinten Nationen 
(UNCMCoord) sollte ausgeweitet werden. 

	 Beiträge zur Katastrophenhilfe sollten möglichst über VN-
Einrichtungen und humanitäre Organisationen laufen. Die ein-
schlägigen Aktivitäten der EU, anderer regionaler Organisatio-
nen sowie der VN sind besser zu vernetzen. 

	 Zivile Fähigkeiten zur Katastrophenhilfe sollten ausgebaut 
werden. Deutschland sollte verstärkt zivile und militärische Fä-
higkeiten für Katastrophenhilfe in das VN-Register eintragen.



hängiges Controlling erschweren die nüchterne Bewer-
tung von CIMIC-Maßnahmen, die für eine Optimierung 
des Ansatzes erforderlich wäre.

Angesichts ihrer vielfältigen Fähigkeiten, die eine breite 
Palette ziviler und militärischer Mittel einschließt, ist die 
EU ein wichtiger Akteur im Bereich Peacekeeping und 
Konfliktnachsorge. Ihre Stärke im zivilen Bereich hat sie 
insbesondere auf dem Balkan nachhaltig bewiesen. Sie 
hat ihre Führungsfähigkeiten im zivilen und im militä-
rischen Bereich in jüngster Zeit verbessert, so dass sich 
ein umfassender Ansatz – wie etwa im Kongo oder im 
Kosovo – allmählich konkretisiert. Im Bereich der zivil-
militärischen Zusammenarbeit ist sie aber noch durch 
institutionelle Hindernisse insbesondere zwischen Eu-
ropäischer Kommission und Rat sowie nationale Vorbe-
halte von Mitgliedstaaten behindert. Zudem stehen sich 
ein militärisch verengtes Verständnis von CIMIC und der 
Anspruch eines holistischen Ansatzes zur Krisenbearbei-
tung noch weitgehend unverbunden gegenüber.

3.	 Aufstandsbekämpfung und Wiederaufbau

Galt früher oftmals der Grundsatz, dass Wiederaufbau in 
Ländern nicht möglich ist, in denen noch bewaffnete Aus-
einandersetzungen stattfinden, so laufen heute in vielen 
Konfliktgebieten die ehemals sequenziell gedachten Ak-
tivitäten wie Kriegführung, Nothilfe, Wiederaufbau und 
Stabilisierung parallel. Die Kriegführung richtet sich ge-
gen aufständische Kräfte, die als spoiler die von den ex-
ternen Akteuren unterstützte einheimische Regierung 
bekämpfen. Zugleich sollen die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung durch die Befriedigung grundlegender Be-
dürfnisse, den Ausbau guter Regierungsstrukturen und 
entwicklungspolitische Maßnahmen verbessert werden, 
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Empfehlungen

	 Die Ausbildung und Auswahl der CIMIC-Spezialisten sollte ei-
nem hohen qualitativen Standard entsprechen. Zudem sollten 
die Stehzeiten von CIMIC-Personal, das als Ansprechpartner 
vor Ort dient, verlängert werden.

	 Die Kontrolle und Evaluierung von CIMIC-Projekten sollten 
durch detaillierte Dokumentationsverfahren und abgestimm-
te Bewertungsmaßstäbe verbessert werden. Die Einbezie-
hung externer Prüfer sollte erwogen werden. Zudem sollte 
die wissenschaftliche Forschung über CIMIC durch unabhän-
gige Einrichtungen intensiviert werden.

Empfehlungen 

	 Die Europäische Union sollte ihre zivil-militärischen Potenzi-
ale für Peacekeeping, Konfliktnachsorge und Wiederaufbau 
konsequenter nutzen. Dafür müssen allerdings die internen 
institutionellen Rivalitäten abgebaut werden.

	 Die Bundesrepublik Deutschland sollte als einer der wich-
tigsten Mitgliedstaaten verstärkt darauf hinwirken, dass die 
EU ihre entwicklungs- und sicherheitspolitischen Potenziale 
synergetisch weiterentwickelt mit dem Ziel, internationale 
Krisen nachhaltig regeln zu können.

nicht zuletzt in der Absicht, sich deren politische Unter-
stützung zu sichern und die spoiler zu isolieren. Daraus 
ergeben sich qualitativ andere Herausforderungen an die 
zivil-militärische Zusammenarbeit. Sie werden zum zen-
tralen Element in einer Strategie der Aufstandsbekämp-
fung (counter-insurgency), kurz COIN genannt.

COIN ist eine Kombination von offensiven, defensiven 
und stabilisierenden Maßnahmen. CIMIC hat dabei unter 
anderem die Aufgabe, bei der Operationsplanung, Infor-
mationsbeschaffung und der Auswahl der militärischen 
Ziele mitzuwirken. COIN ist insofern ein umfassender 
Ansatz, der das gesamte Spektrum von Aktivitäten ein-
schließlich Wiederaufbau und humanitäre Hilfe umfasst. 
Er wird gegenwärtig im Irak und in Afghanistan prakti-
ziert, wobei – trotz aller Unterschiede – interessante Par-
allelen festzustellen sind. 

In beiden Fällen hat sich nach einem raschen militäri-•	
schen Anfangserfolg der jeweils US-geführten Koaliti-
onsstreitkräfte eine vielschichtige Aufstandsbewegung 
entwickelt, welche die Stabilisierung der Staaten trotz 
erheblicher Anstrengungen der internationalen Ge-
meinschaft erschwert.

Es wurden nicht alle relevanten politischen Kräfte in •	
den politischen Prozess  eingebunden.

Vor allem in der Anfangsphase ist der landesweite zivi-•	
le Wiederaufbau stark vernachlässigt worden. 

Für die Schaffung eines sicheren Umfeldes wurde •	
ebenfalls nicht genug getan. In beiden Fällen ging man 
zunächst vom Ansatz des light footprint aus, also dass 
vergleichsweise wenig Einsatzkräfte für die Sicher-
heitsgewährleitung ausreichend sind. 

Die Ausgaben für militärische Maßnahmen überstei-•	
gen die für zivile um ein Vielfaches, insbesondere in 
den ersten Jahren des Konflikts.

Es ist äußerst ungewiss, wann und ob die Unterfangen •	
erfolgreich abgeschlossen werden können.

Die von der NATO in Afghanistan ursprünglich über-
nommene Stabilisierungsaufgabe hat in den letzten Jah-
ren ihren Charakter geändert. Vor dem Hintergrund ih-
rer Ausweitung auf das ganze Land sind die ISAF-Kräfte 
zunehmend auch mit Aufstandsbekämpfung befasst. 
Die zivil-militärische Zusammenarbeit erfolgt auf der 
operativ-taktischen Ebene durch mittlerweile 26 PRT. 
Dabei handelt es sich um einen integrierten Ansatz, der 
militärische, diplomatische, entwicklungspolitische und 
– etwa im Falle der deutschen PRT – polizeiliche Akteure 
in einem Team zusammenbringt. Obwohl es kein einheit-
liches PRT-Modell gibt, verfolgt dieser Ansatz generell 
das politische Ziel, den Einfluss der gewählten Regierung 
durch Gewährleisten eines sicheren Umfeldes und Stabi-
lisierungsmaßnahmen zu stärken. 

Die Erwartungen an die PRT sind sehr hoch. Gleichwohl 
muss betont werden, dass sie kein Allheilmittel für die 
Regelung eines hochkomplexen Problems sein können, 
zumal drei Viertel der Wiederaufbau- und Entwicklungs-
projekte außerhalb von PRT/CIMIC abgewickelt werden. 
Hinzu kommt, dass sie eher aus der Not geboren worden 



sind, da der politische Wille zu einem stärkeren Engage-
ment fehlte. Noch heute ist die NATO nicht in allen 34 af-
ghanischen Provinzen mit PRT vertreten. Problematisch 
ist der Ansatz unter anderem, weil die Trennlinien zwi-
schen zivilem und militärischem Engagement verwischt 
werden, was zu einer größeren Gefährdung ziviler Helfer 
führen kann. Es existiert auch nicht immer eine klare De-
finition der Aufgaben des Militärs oder sie überschneidet 
sich mit eigentlich zivilen Aufgabenbereichen. Zudem 
fehlt es an qualifiziertem Personal, insbesondere auf der 
zivilen Seite. Gerade die zivile Seite der PRT müsste aber 
erheblich gestärkt werden. Es ist allerdings umstritten, ob 
PRT im stark umkämpften Süden und im Westen Afgha-
nistans überhaupt sinnvoll sind.

Ein Dilemma besteht darin, dass Streitkräfte in COIN-
Operationen primär auf die Bekämpfung des Feindes ori-
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Empfehlungen

	 PRT sollten nicht in stark umkämpften Gebieten eingesetzt 
werden, weil sich die extrem hohen Sicherheitsanforderun-
gen nicht mehr mit dem Stabilisierungsauftrag vertragen. 
Zivile Projekte, die von Kriegsparteien durchgeführt werden, 
können Grundprinzipien der Entwicklungszusammenarbeit, 
wie local ownership und Nachhaltigkeit, prinzipiell nicht ge-
nügen.

	 Dort wo PRT aktiv sind, sollten CIMIC-Aufbauaktivitäten stär-
ker an mittel- und langfristige EZ-Projekte andocken. Das 
setzt allerdings eine integrierte Planung voraus. 

	 Militärische und zivile Akteure sollten auf jeden Fall so weit 
wie möglich als solche unterschieden werden können. Die mi-
litärischen Akteure eines PRT sollten sich auf Sicherheitsge-
währleistung, Demobilisierung, Entwaffnung und militärische 
Aspekte der Sicherheitssektorreform konzentrieren.

entiert sind, zivile Hilfsorganisationen aber auf die Unter-
stützung der örtlichen Bevölkerung. Ein anderes Dilemma 
ist, dass Entwicklungshilfe gerade in Konfliktgebieten wie 
Afghanistan zwangsläufig politisiert wird, dient sie doch 
dem vorgegebenen Ziel, die Zentralregierung zu stärken. 
Allein dadurch erhöht sich die Gefährdung ziviler Akteu-
re. Viele NGOs versuchen zwar Distanz zu den Konflikt-
parteien zu halten und Unparteilichkeit zu demonstrie-
ren, um so ihre Sicherheit zu gewährleisten. Doch bleibt 
das Faktum, dass die meisten der etwa in Afghanistan 
tätigen NGOs ihre Mittel überwiegend von staatlichen 
Gebern erhalten. Das wirft die Frage auf, ob und wie Un-
parteilichkeit vermittelt werden kann. Das Problem wird 
verschärft, wenn es zu Fehlverhalten des Militärs kommt, 
wie zum Beispiel fehlende oder uneindeutige Kennzeich-
nung von Fahrzeugen, Auftreten als Entwicklungshelfer, 
die Verknüpfung von Unterstützungsleistungen für die 
lokale Bevölkerung mit deren Bereitschaft Informationen 
zu liefern oder Darstellung der eigenen Aktivitäten als 
humanitäre Maßnahmen. Aber auch ohne solches Verhal-
ten bleibt ein Spannungsverhältnis zwischen dem militä-
rischen Interesse an Informationsgewinnung, Bekämp-
fung der Aufständischen und positiver Selbstdarstellung 
einerseits und dem Interesse von NGOs an Unabhängig-
keit und Unparteilichkeit andererseits.

Empfehlung 

Die Teilnahme Deutschlands an COIN-Operationen sollte reiflich 
überlegt werden, denn sie können mit extrem hohen politischen, 
finanziellen, ethischen und vor allem menschlichen Kosten ver-
bunden sein. Der Deutsche Bundestag und die eigene Bevölke-
rung sollten über das Wesen von COIN als Feindbekämpfung in 
aller Klarheit informiert werden. Zivile Hilfsorganisationen soll-
ten sich nicht an COIN-Operationen beteiligen.

V.	 Militarisierung oder Zivilisierung?

Zivil-militärische Zusammenarbeit in Konfliktnachsorge 
und Wiederaufbau findet unter unterschiedlichen Bedin-
gungen statt. Im Bereich Katastrophenhilfe ist in jüngster 
Zeit im Rahmen der VN ein Regelwerk entstanden, das 
es ermöglicht, militärische Fähigkeiten und Mittel – ins-
besondere im Transport und der Logistik – für die Auf-
gabenbewältigung nutzbar zu machen. In diesem Regel-
werk wird dem Militär eine eindeutig subsidiäre und der 
zivilen Organisation eine unbestritten führende Funktion 
zugewiesen. Bei komplexen Interventionen im Bereich 
Peacekeeping und Konfliktnachsorge erfolgt die zivil-
militärische Zusammenarbeit mehr oder weniger koor-
diniert, wobei es zwar zu Konkurrenzsituationen und 
Effektivitätsverlusten kommen kann, die Beachtung der 
Eigenständigkeit der Akteure aber weitgehend unstrittig 
ist. Werden Wiederaufbaumaßnahmen mit Aufstands-
bekämpfung (COIN) kombiniert, so unterliegt die ZMZ 
einem Trend zur Militarisierung in dem Sinne, dass die 
Rolle des Militärs zu- und die Trennung zwischen zivilen 
und militärischen Maßnahmen abnehmen. 

Der entscheidende Unterschied zwischen COIN und 
Peacekeeping liegt darin, dass die Interventen im ersten 
Fall aktive Konfliktpartei in einer gewaltsamen gesell-
schaftlichen Auseinandersetzung sind und im zweiten 
nicht. So bemüht sich die NATO in Afghanistan, den Herr-
schaftsanspruch der Regierung Karzai über das ganze 
Land gegen widerstrebende Kräfte zu unterstützen, wobei 
weitgehend Konsens besteht, dass es im Kern darum geht, 
die „hearts and minds“ der Bevölkerung durch die Bear-
beitung der zentralen Konfliktursachen zu gewinnen. 

Notwendig sind also eine genaue Analyse der Konfliktur-
sachen und eine angemessene politische Strategie zu ihrer 
Bearbeitung. Es geht dabei eigentlich um politische Ziele. 
Gleichwohl spielt die militärische Komponente bei COIN 
eine starke Rolle. Eine Ursache dafür ist die schwierige 
Sicherheitslage, die zu der problematischen Alternative 
führen kann, entweder die militärische Dominanz bei der 
Durchführung von Operationen zu akzeptieren oder Ein-
flussgewinne der Aufständischen hinzunehmen. Unstrit-



von militärisch gestütztem social engineering in anderen 
Kulturen an Hybris grenzen.

Die Anwendung der Kombination von COIN und Wie-
deraufbau hat nur geringe Erfolgschancen, kann aber 
sehr teuer werden. Der Faktor Zeit arbeitet ebenso für die 
Aufständischen wie die Schwierigkeiten externer Akteu-
re, ihre vielfältigen zivilen und militärischen Aktivitäten 
angesichts unterschiedlicher Interessen und Herange-
hensweisen sowie eines sehr volatilen Umfeldes effektiv 
zu koordinieren. Die Einen müssen nur etwas zerstören, 
die Anderen wollen einen Staat oder gar eine andere Ge-
sellschaft aufbauen. Die Einen werden bleiben, die Ande-
ren werden auf jeden Fall das Land verlassen (müssen), 
spätestens wenn zu Hause die politische Unterstützung 
wegbricht oder wenn sie im Einsatzland als Besatzer 
wahrgenommen werden. Die Einen haben die Wahl des 
Zeitpunktes und der Mittel, die Anderen müssen reagie-
ren und dadurch nicht gewünschte Nebenfolgen von po-
tenziell großer Tragweite in Kauf nehmen. Die Problema-
tik wird nahezu unlösbar, wenn die Aufständischen über 
einen Rückzugsraum verfügen und über ausreichend 
Nachschub an Finanzen, Material und Kämpfern.

Zivil-militärische Kooperation in Konfliktnachsorge und 
Wiederaufbau ist unverzichtbar für die effektive und ef-
fiziente Bewältigung komplexer Konfliktlagen. Darum 
sollten sie weiter verbessert werden. Ungeachtet mancher 
Fortschritte stellen sich in der Praxis aber noch viele Pro-
bleme. Sie reichen von einem fehlenden gemeinsamen 
Grundverständnis über mangelhafte Planung und unter-
schiedliche Lageanalysen bis zu kulturellen Divergenzen 
und unterschiedlichen Prioritäten bei der Umsetzung 
sowie personellen Ressourcen, insbesondere im zivilen 
Bereich. Doch auch wenn diese Probleme gelöst werden 
sollten, ist zivil-militärische Zusammenarbeit kein Allheil-
mittel. Sie kann erst dann einen wirksamen Beitrag leisten, 
wenn sie in ein schlüssiges politisches Gesamtkonzept 
eingebettet ist, das sich unter Berücksichtigung der eige-
nen Fähigkeiten und Mittel und auf der Basis klarer und 
realistischer Ziele auf die konkrete Lage vor Ort bezieht.

tig ist jedenfalls, dass ziviler Wiederaufbau in umkämpf-
ten Gebieten kaum effektiv durchgeführt werden kann. 
Da er aber für das Erreichen des politischen Ziels unab-
dingbar ist, versucht beispielsweise das US-Militär, seine 
Fähigkeiten im Bereich nation-building auszubauen. Eine 
andere in der Diskussion befindliche Option rät darüber 
hinausgehend, die zivilen staatlichen Agenturen für die 
Dauer einer Operation in die militärische Kommando-
kette einzubinden. Davon abgesehen, dass institutionelle 
Widerstände und rechtliche Hürden einem solchen An-
satz entgegenstehen, sprechen vor allem drei Argumente 
dagegen: Erstens fehlen dem Militär die entsprechenden 
Fähigkeiten, zweitens würden die zivilen Agenturen ge-
schwächt und drittens würde die Entwicklungshilfe zu 
einer bloßen Funktion militärischer Sicherheit degradiert. 
Zudem bestehen zentrale Dilemmata fort:

Einerseits braucht das Militär die Unterstützung loka-•	
ler staatlicher Akteure, andererseits ist diese in vielen 
Fällen nicht (failed states) oder in nicht ausreichendem 
Maße (weak states) gewährleistet. 

Einerseits hat die Sicherheit der eigenen Kräfte erste •	
Priorität, andererseits verlangen entwicklungspoliti-
sche Wiederaufbaumaßnahmen den direkten Kontakt 
mit der lokalen Bevölkerung, wodurch die Sicherheit 
des eigenen Personals gefährdet werden kann. 

Einerseits sollen sich Gesellschaft und Staat des Ziellan-•	
des eigenständig und selbstverantwortlich gemäß dem 
Prinzip der ownership entwickeln, andererseits wollen 
die Interventen Kontrolle über das Geschehen und die 
lokalen Akteure ausüben.

Einerseits wird eine möglichst rasche Stabilisierung der •	
politischen Lage angestrebt, anderseits erzeugt das Bear-
beiten der Ursachen von Instabilität erst langfristig Sta-
bilität, kurz- und mittelfristig jedoch oft das Gegenteil.

Die skizzierten Militarisierungstendenzen resultieren 
nicht in erster Linie aus einer Vorliebe der Militärs für 
Aufgaben aus dem Bereich nation-building. Immerhin lau-
fen sie Gefahr ihre Kräfte zu verzetteln, ihre Operations-
planungen offen legen zu müssen und Handlungsspiel-
raum einzubüßen. Diese Tendenzen werden vor allem 
durch die Schwächen der zivilen staatlichen Agenturen 
gefördert. Sie reichen von wesentlich niedrigeren Bud-
gets über fehlendes Fachpersonal bis zu geringerem po-
litischem Gewicht. Das Militär kümmert sich vor diesem 
Hintergrund zunehmend auch um Wiederaufbaumaß-
nahmen. So hat nation-building in der US-Militärdoktrin 
mittlerweile den gleichen Stellenwert wie der Kampfauf-
trag. Gleichwohl mangelt es an klaren und spezifischen 
Anleitungen, weil der militärische Auftrag – die Bekämp-
fung der Aufständischen – in der konkreten Einsatzsitua-
tion im Vordergrund bleibt. Dieser kann wiederum dem 
politisch-strategischen Ziel zuwiderlaufen, etwa wenn 
bei militärischen Aktionen unschuldige Zivilisten getötet 
werden, was wiederum in dieser Art von Krieg unver-
meidbar ist. Erschwerend kommt hinzu, dass statt klarer 
und erreichbarer politischer Ziele oft vage, widersprüch-
liche und unrealistische Vorgaben gemacht werden, die 
angesichts der großen Komplexität und Zweifelhaftigkeit 
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Empfehlung 

Die zivilen Fähigkeiten und Mittel für komplexe Interventionen 
sollten nachhaltig gestärkt werden. Dazu gehören etwa funkti-
onale Spezialisten für die Bereiche Justiz, Polizei, Wirtschaft, 
Landwirtschaft, Medizin, Konfliktmediation und Verwaltung. Sie 
sollten für den Einsatz in allen Phasen des Engagements zur Ver-
fügung stehen.

Empfehlung 

Wenn komplexe Interventionen unter Einschluss militärischer 
Mittel durchgeführt werden, sollten sie einer entwicklungspoli-
tischen Logik folgen und nicht einer machtpolitischen, das heißt 
die Entwicklung des Ziellandes sollte Vorrang haben vor militä-
rischen (war on terror), geostrategischen (Kontrolle eines Rau-
mes), ideologischen (regime change) oder bündnispolitischen 
(Rolle in und Zukunft der NATO) Erwägungen.
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